
Allgemeine Geschäftsbedingungen der Aachener Papierverwertung & Containerdienst Horsch 
GmbH & Co. KG für die Gestellung von Abfallbehältern und Entsorgung von Abfällen (Stand: Juni 
2019) 

 

§ 1 Allgemeine Bestimmungen 

1. Für die Vertragsbeziehungen zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber gelten ausschließlich diese Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen. 
Abweichende Geschäftsbedingungen des Auftraggebers finden keine Anwendung. Diese werden nur wirksam 
vereinbart, wenn der Auftragnehmer diese explizit schriftlich anerkennt. 

2. Änderungen dieser Geschäftsbedingungen werden dem Auftraggeber schriftlich mitgeteilt. Sie gelten als genehmigt, 
wenn der Auftraggeber nicht innerhalb von 4 Wochen schriftlich widerspricht. Auf diese Folge wird der Auftraggeber bei 
der Bekanntgabe besonders hingewiesen. 

§ 2 Vertragsabschluss 

1. Angebote des Auftragnehmers sind freibleibend, sofern sie nicht ausdrücklich als verbindlich gekennzeichnet sind oder 
eine bestimmte Annahmefrist enthalten. 
Diese Angebote sind ausschließlich für den Auftraggeber bestimmt. Eine Weitergabe an Dritte ist nicht gestattet. 

2. Der Auftrag des Auftraggebers ist ein bindendes Angebot. Diese Aufträge werden erst verbindlich, wenn der 
Auftragnehmer es innerhalb von zwei Wochen schriftlich bestätigt. Die Durchführung des Auftrages gilt als Annahme 
des Angebotes. 

§ 3 Ausschließlichkeit 

1. Der Auftragnehmer übernimmt als alleiniges Unternehmen die im Vertrag aufgeführten Dienstleistungen für den 
Auftraggeber.  

2. Der Auftragnehmer darf sich zur Aufgabenerfüllung Dritter bedienen. 

§ 4 Leistungen des Auftragnehmers 

1. Der Vertrag erfasst die Bereitstellung von Behältern, der im Vertrag festgelegten Art, Größe und Anzahl, zur Aufnahme 
von Abfällen zum vereinbarten Zeitpunkt, die Miete für die Behälter für die vereinbarte Mietzeit sowie – je nach 
Vereinbarung – entweder die ordnungsgemäße Entsorgung der vertragsgegenständlichen Abfälle oder die Abfuhr und 
Leerung des gefüllten Behälters zu einer vereinbarten Abladestelle (z. B. Deponie, Verbrennungsanlage, 
Behandlungsanlage, Sammelstelle oder dergleichen). 

2. Soweit keine andere Vereinbarung vorliegt, obliegt dem Auftragnehmer die ordnungsgemäße Entsorgung der 
vertragsgegenständlichen Abfälle und die Auswahl der anzufahrenden Abladestelle. 

3. Erweist sich eine mit dem Auftraggeber vereinbarte Abladestelle zur Aufnahme des beförderten Gutes als ungeeignet, 
so bestimmen sich Rechte und Pflichten des Auftragnehmers nach § 419 HGB. 

§ 5 Bereitstellung und Abholung der Abfallbehälter 

1. Für die Dauer der Entsorgung stellt der Auftragnehmer dem Auftraggeber die benötigten Behältnisse mietweise zur 
Verfügung. Der Auftraggeber haftet für die pflegliche Benutzung der Behältnisse, für deren Beschädigung und das 
Abhandenkommen während der Dauer der Überlassung. 

2. Der Auftragnehmer holt den Behälter zum Ablauf der vereinbarten Mietzeit ab. Entstehen bei der Abholung des 
Behälters aus Gründen, die der Auftraggeber zu vertreten hat, für den Auftragnehmer weitere Kosten, so sind diese 
vom Auftraggeber zu erstatten. 

3. Ist der Behälter nach Ablauf der vereinbarten Mietzeit noch nicht zur Abholung bereit, so ist der Auftragnehmer 
berechtigt, für den über die vereinbarte Mietzeit hinaus bis zur Rückgabe des Behälters verstrichenen Zeitraum eine 
angemessene Vergütung und Ersatz entstandener Aufwendungen zu verlangen. 

4. Die Haftung des Auftragnehmers für nicht rechtzeitige Bereitstellung und/oder Abholung des Behälters ist 
ausgeschlossen bei höherer Gewalt, Streik und sonstigen unvermeidbaren Ereignissen, die der Auftragnehmer nicht 
zu vertreten hat. 

5. In allen anderen Fällen nicht rechtzeitiger Bereitstellung und/oder Abholung des Behälters ist die Haftung des 
Auftragnehmers begrenzt auf den typischerweise vorhersehbaren Schaden. Diese Begrenzung entfällt bei Vorsatz und 
grober Fahrlässigkeit. 

6. Mängel hinsichtlich der Entsorgung sind binnen 48 Stunden durch den Auftraggeber an den Auftragnehmer schriftlich 
anzuzeigen. Die Beweislast für nicht erbrachte oder nicht ordnungsgemäß durchgeführte Leistungen trägt der 
Auftraggeber. 

7. Die Abfuhr von Abfall- und Wertstoffen erfolgt verbindlich zu den vereinbarten Leistungsrhythmen bzw. 
Leistungsphasen oder auf Abruf an dem/den vereinbarten Tage(n). Nach einem Feiertag variiert der Abfuhrtag / 
Übernahmetermin in der Regel um jeweils einen Tag. Der Auftraggeber kann den Termin beim Auftragnehmer erfragen. 
Dieser Fall berechtigt den Auftraggeber nicht zu Schadenersatzansprüchen oder Abzügen. 

8. Nicht durch den Auftragnehmer verursachte Stillstands- und Wartezeiten sowie vergebliche Anfahrten sind 
kostenpflichtig. 
 
 
 
 
 



§ 6 Anforderungen an Zufahrten und Aufstellplatz inkl. Absicherung im Straßenraum 

1. Dem Auftraggeber obliegt es, einen geeigneten Aufstellplatz für den Behälter bereitzustellen. Der Auftraggeber ist dafür 
verantwortlich, dass der Aufstellplatz und die sonstigen Verhältnisse an der Einsatzstelle sowie die Zufahrtswege – 
ausgenommen öffentliche Straßen, Wege und Plätze – für das Befahren mit Lkws, die die gesetzlichen Grenzen der 
§§ 32, 34 StVZO einhalten, geeignet sind und somit eine ordnungsgemäße und gefahrlose Durchführung des Auftrages 
gestatten. 

2. Der Auftraggeber hat die zum Befahren von fremden Grundstücken, nicht öffentlichen Straßen, Wegen und Plätzen 
erforderlichen Zustimmungen der Eigentümer zu besorgen. Kommt der Auftraggeber dieser Verpflichtung nicht nach, 
so hat er den Auftragnehmer von Ansprüchen Dritter, die sich aus einer unbefugten Inanspruchnahme eines fremden 
Grundstücks ergeben können, freizustellen. Kann dem Auftragnehmer ein Mitverschulden zugerechnet werden, so 
mindert sich die zu leistende Freistellung entsprechend § 254 BGB. Der Auftraggeber trägt das Risiko der 
Baustraßenanbindung aufgrund Verkehrssicherungspflichten. 

3. Verletzt der Auftraggeber schuldhaft die vorgenannten Verpflichtungen, so haftet er gegenüber dem Auftragnehmer für 
den daraus entstehenden Schaden, insbesondere für Schäden am Fahrzeug und/oder am Behälter. 

4. Dem Auftragnehmer obliegt die Einholung behördlicher Genehmigungen und Erlaubnisse zur Benutzung der 
öffentlichen Verkehrsfläche, soweit nichts anderes vereinbart wird. Die dadurch dem Auftragnehmer entstehenden 
Kosten und Aufwendungen hat der Auftraggeber zu ersetzen. 

5. Der Auftragnehmer ist verpflichtet insbesondere die nach der Straßenverkehrsordnung (StVO), den 
Unfallverhütungsvorschriften (UVV’en), sonstigen Arbeitssicherheitsbestimmungen und den kommunalen Satzungen 
vorgeschriebene Absicherung des Behälters (z.B. Absperrung, Ausrüstung mit erforderlicher Beleuchtung) 
vorzunehmen, soweit nichts anderes vereinbart ist. Der Auftraggeber kontrolliert während der Mietzeit den 
verkehrssicheren Zustand des Behälters. Etwaige Mängel der Absicherung sind dem Auftragnehmer unverzüglich 
anzuzeigen. Verletzt der Auftraggeber schuldhaft seine Mitwirkungspflicht, so haftet er gegenüber dem Auftragnehmer 
für den daraus entstehenden Schaden. Er hat den Auftragnehmer von Ansprüchen Dritter freizustellen. § 254 BGB 
bleibt unberührt. 
 

§ 7 Vorgaben zur Befüllung der Behälter 

1. Die Abfälle sind durch den Auftraggeber vollständig und zutreffend zu deklarieren. In die Behälter dürfen nur die bei 
Auftragserteilung genannten Abfälle eingefüllt werden Der Auftraggeber ist auch für die ohne sein Wissen durch Dritte 
in die Behälter eingefüllten Stoffe verantwortlich. Bei Änderungen in der Abfallzusammensetzung hat der Auftraggeber 
dieses dem Auftragnehmer unverzüglich mitzuteilen. 

2. Der Auftraggeber verpflichtet sich, 
− die Abfälle ordnungsgemäß nach den Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) sowie den    
   entsprechenden Rechtsverordnungen einzustufen und 
− dies dem Auftragnehmer bei Vertragsschluss mitzuteilen sowie 
− die gegebenenfalls erforderlichen abfallrechtlichen Begleitpapiere (z.B.  
   Entsorgungs-/Verwertungsnachweis und Abfallbegleitschein) zur Verfügung zu  
   stellen. 

3. Der Auftraggeber ist für die richtige Einstufung des Abfalls allein verantwortlich und haftet für alle Schäden und 
Aufwendungen, die dem Auftragnehmer insbesondere infolge falscher Einstufung entstehen. Gleiches gilt für die nicht 
rechtzeitige Anzeige von Veränderungen der Beschaffenheit des Abfalls. 

4. Werden die Behälter mit anderen als den vertragsgegenständlichen Abfällen befüllt, so hat der Auftraggeber für die 
dadurch entstehenden Schäden und Aufwendungen Ersatz zu leisten. Können diese Abfälle von der ursprünglich 
vorgesehenen Verwertungs- bzw. Beseitigungsanlage nicht angenommen werden, so übernimmt es der Auftragnehmer 
diese Abfälle im Einvernehmen mit dem Auftraggeber zu einer anderen als die vorgesehene Verwertungs- bzw. 
Beseitigungsanlage zu verbringen. Kann das Einvernehmen nicht unverzüglich herbeigeführt werden, so ist der 
Auftragnehmer insbesondere berechtigt, entweder 
− den Abtransport dieser Abfälle zu verweigern, 
− die Abfälle bis zur Klärung der weiteren Vorgehensweise zwischen zu lagern oder 
− die Abfälle zu einer geeigneten Verwertungs- bzw. Beseitigungsanlage zu verbringen. 

5. Dies gilt entsprechend, wenn sich eine vertragswidrige Befüllung der Behälter erst später herausstellt oder die 
vereinbarte Verwertung bzw. Beseitigung der Abfälle nicht möglich ist. Der Auftragnehmer kann vom Auftraggeber 
wegen dieser Maßnahmen Ersatz der entstandenen Schäden und der erforderlichen Aufwendungen verlangen. Das 
gilt auch für eine über den vertraglich vorausgesetzten Gebrauch hinausgehende Verunreinigung, Verschmutzung oder 
Kontamination des Behälters und/oder des Transportfahrzeuges. 

6. Der Auftraggeber ist nicht berechtigt, den Behälter selbsttätig umzusetzen oder Dritten, die nicht ausdrücklich von dem 
Auftragnehmer hierzu beauftragt wurden, zur Abholung zu überlassen. Auch eine Untervermietung der Behälter ist 
ohne Zustimmung des Auftragnehmers in Textform nicht zulässig. 

7. Der Behälter darf nur bis zur Höhe des Bordrandes (Behälterwände), nur im Rahmen des zulässigen Höchstgewichtes 
des Behälters und nicht einseitig beladen werden. Für Schäden und Aufwendungen, die insbesondere durch 
Überbeladen des Behälters, Beladung über das zulässige Höchstgewicht des Behälters hinaus oder die einseitige 
Beladung des Behälters entstehen, haftet der Auftraggeber. Der Auftragnehmer hat auch sonstige geeignete Hinweise 
zu geben, die ihm bezüglich des Be- und Entladens des Behälters typischerweise bekannt sind, soweit der Auftraggeber 
dieser erkennbar bedarf. 

 

 

 

 



§ 8 Haftung 

1. Für Verträge, die ausschließlich die Behältergestellung und Beförderung von Abfällen zum vereinbarten Abladeort zum 
Gegenstand haben, ist die Haftung des Auftragnehmers bei Verlust oder Beschädigung des Beförderungsgutes nach 
diesen Vorschriften begrenzt auf 2 Sonderziehungsrechte (SZR) je Kilogramm des beschädigten oder in Verlust 
gegangenen Gutes. 

2. Für Verträge, die eine Gestellung und ordnungsgemäße Entsorgung von Abfällen zum Gegenstand haben, haftet der 
Auftragnehmer für leicht fahrlässig verursachte Sach- und Vermögensschäden nur im Falle der Verletzung wesentlicher 
Vertragspflichten, jedoch begrenzt auf den bei Vertragsschluss vorhersehbaren vertragstypischen Schaden. 

3. Die Haftungsbefreiungen und -begrenzungen gelten nicht für Personenschäden. Sie gelten auch dann nicht, wenn der 
Auftragnehmer oder seine Leute vorsätzlich oder grob fahrlässig bzw. leichtfertig und in dem Bewusstsein, dass ein 
Schaden mit Wahrscheinlichkeit eintreten werde, handeln. 

4. Schadensersatzansprüche, die allein die Beförderung der vertragsgegenständlichen Abfälle betreffen, verjähren in 
einem Jahr ab Ablieferung der Abfälle. Schadensersatzansprüche, die den mietrechtlichen Teil des Vertrages betreffen, 
verjähren nach 6 Monaten. Ansprüche wegen mangelhafter Leistung im Zusammenhang mit der Entsorgung von 
Abfällen verjähren innerhalb von einem Jahr ab Leistungserbringung. Bei vorsätzlichen und grob fahrlässigen 
Pflichtverletzungen, unerlaubter Handlung, arglistigem Verschweigen von Mängeln, bei Nichterbringung garantierter 
Leistungen sowie bei der Verletzung von Personen gelten die gesetzlichen Verjährungsfristen. 

§ 9 Preise und Zahlungsbedingungen 

1. Es gelten die am Tage der Leistungserbringung gültigen Preise vorbehaltlich einer abweichenden Regelung. Sie 
beinhalten lediglich die im Vertrag bezeichneten Leistungen des Auftragnehmers. Mehr- oder Sonderleistungen sowie 
im Leistungsverzeichnis aufgeführte Eventualpositionen oder Kosten für Leistungen Dritter werden separat in 
Rechnung gestellt, sofern sie durch den Auftraggeber veranlasst wurden oder gesetzlich vorgeschrieben sind. 

2. Wird die Leistung gewichtsbezogen abgerechnet, sind die auf einer geeichten Waage des Auftragnehmers oder eines 
Unterauftragnehmers festgestellten Gewichte für die Rechnungslegung maßgebend. Gewichtsabweichungen im 
Rahmen handelsüblicher Toleranzen berechtigen den Auftraggeber nicht zu Beanstandungen. Sofern das ermittelte 
Nettogewicht unterhalb der Mindestlast liegt, ist der Auftragnehmer berechtigt, unabhängig vom tatsächlichen Gewicht 
ein pauschales Entgelt geltend zu machen. Dies gilt auch dann, wenn die Waage nachweislich ein unzutreffendes 
Gewicht ermittelt. 

3. Sämtliche ausgewiesenen Preise sind Nettopreise, hinzu kommt die jeweils gültige Mehrwertsteuer. 
4. Die Rechnungen des Auftragnehmers sind nach Erfüllung des Auftrages sofort zur Zahlung fällig, soweit nichts anderes 

vereinbart ist. Der Auftragnehmer ist berechtigt, im Einzelfall vor Durchführung des Auftrags Vorauszahlung oder 
Kaution für etwaige Aufwendungen und Vergütungsansprüche zu fordern und kann vom Auftrag zurücktreten, wenn die 
vereinbarte Vorauszahlung und/oder Kaution nicht rechtzeitig gestellt wird. 

5. Zahlungsverzug tritt ein, ohne dass es einer Mahnung oder sonstigen Voraussetzung bedarf, spätestens 30 Tage nach 
Zugang der Rechnung, sofern der Verzug nicht nach Gesetz vorher eingetreten ist. Der Auftragnehmer darf im Falle 
des Verzuges Zinsen erheben, die sich nach § 288 BGB richten. 

§ 10 Preisanpassung / Sonderkündigungsrecht 

1. Ändern sich bei Dauerschuldverhältnissen oder bei Leistungen, die der Preiskalkulation zugrundeliegenden Kosten, 
insbesondere Lohn- und Lohnnebenkosten, Energiekosten, Steuern, Abgaben, relevante Rohstoffpreisindizes sowie 
Kosten für Leistungen Dritter (z.B. Beseitigungs-/Verwertungsanlagen) etc., ist der Auftragnehmer berechtigt, den 
Vertrag den geänderten Bedingungen anzupassen. 

2. Entstehen während der Vertragslaufzeit zusätzliche Kosten aufgrund von Änderungen gesetzlicher Vorschriften, 
behördlicher Auflagen und /oder Gebühren und sonstigen Abgaben, so kann der Auftragnehmer vom Zeitpunkt der 
Veränderungen an eine den nachgewiesenen Kostensteigerungen entsprechende Konditionsanpassung verlangen. 

3. Die Anpassung ist unter Darlegung des Änderungsgrundes geltend zu machen. Führt die Preisanpassung gemäß den 
vorstehenden Absätzen 1 und 2 zu einer Kostensteigerung von mehr als 10% des vereinbarten Gesamtpreises, ist der 
Auftraggeber berechtigt, den Vertrag mit einer Frist von 4 Wochen zum Quartalsende zu kündigen. 

§ 11 Abtretung, Aufrechnung, Zurückhaltungsrecht 

1. Der Auftraggeber ist nur nach vorheriger Zustimmung des Auftragnehmers berechtigt, Forderungen gegen den 
Auftragnehmer ganz oder teilweise abzutreten. 

2. Der Auftraggeber kann gegenüber den Ansprüchen des Auftragnehmers mit eigenen Forderungen nur aufrechnen, 
wenn diese unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder in einem engen Gegenseitigkeitsverhältnis zur 
Forderung des Auftragnehmers stehen.  

3. Zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechtes ist er ebenfalls nur insoweit befugt, als sein Gegenanspruch auf 
demselben Vertragsverhältnis beruht. 

§ 12 Vertragsdauer, Kündigung 

1. Die Laufzeit des Vertrages beträgt 2 Jahre, soweit nichts anderes vereinbart wurde. Das Vertragsverhältnis verlängert 
sich um jeweils ein Jahr, wenn es nicht mit einer Frist von drei Monaten vor Ablauf gekündigt wird. 

2. Das Recht der Vertragsparteien zur außerordentlichen Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. Ein wichtiger 
Grund liegt insbesondere vor 
- bei Zahlungsunfähigkeit des Auftraggebers oder Beantragung der Eröffnung eines Insolvenzverfahrens über sein 

Vermögen oder Verfahrensabweisung mangels Masse gem. § 26 InsO, 
- wenn für den Auftraggeber eine Warenkreditversicherung nicht mehr abgeschlossen werden kann, 
- wenn wiederholt oder in schwerwiegender Weise gegen wesentliche Vertragspflichten verstoßen wird. 

3. Die Kündigung hat in Textform zu erfolgen. 



§ 13 Datenschutz 

1. Zum Zwecke der Erfüllung und Durchführung der Vertragsbeziehung werden von dem Auftragnehmer gemäß Art. 6 
Abs. 1 lit. b und lit. f EU-DSGVO personenbezogene Daten der jeweiligen Ansprechpartner des Auftraggebers sowie 
gegebenenfalls von dessen Vertragspartnern (Entfall- und/oder Abladestellen) erfasst und entsprechend den 
Bestimmungen der Europäischen Datenschutzgrundverordnung und des deutschen Bundesdatenschutzgesetzes 
verarbeitet. 

2. Unter anderem werden die dem Auftragnehmer mitgeteilten personenbezogenen Daten von Ansprechpartnern des 
Auftraggebers sowie gegebenenfalls von dessen Vertragspartnern zur Erfüllung und Durchführung der 
Vertragsbeziehung gemäß Art. 6 Abs. 1 lit. b und f EU-DSGVO an von dem Auftragnehmer eingesetzte 
Subunternehmer (z.B. Unterfrachtführer) übermittelt. Der Auftragnehmer hat die Subunternehmer vertraglich 
verpflichtet, diese Daten ausschließlich zur Erfüllung und Durchführung des jeweiligen Subunternehmervertrages 
entsprechend den Bestimmungen der Europäischen Datenschutzgrundverordnung und des deutschen 
Bundesdatenschutzgesetzes als Verantwortliche gemäß Art. 4 Nr. 7 EU-DSGVO zu verarbeiten. Seine nachfolgend 
aufgeführten Betroffenenrechte bezüglich dieser an Subunternehmer übermittelten Daten kann der jeweils Betroffene 
sowohl gegenüber dem Auftragnehmer als auch gegenüber den Subunternehmern ausüben. Der Auftraggeber ist 
verpflichtet, die datenschutzrechtlich erforderlichen Informationen jeweils ordnungsgemäß auch an seine 
Vertragspartner in der Entsorgungskette zu erteilen, soweit entsprechende personenbezogene Daten von 
Ansprechpartnern dieser Vertragspartner an den Auftraggeber weitergegeben und durch diesen an den Auftragnehmer 
übermittelt werden. Der Auftraggeber stellt den Auftragnehmer von allen Ansprüchen, die auf einem Verstoß des 
Auftraggebers gegen datenschutzrechtliche Bestimmungen beruhen, sei es von privaten Dritten oder behördlicherseits, 
frei. 

3. Die Daten werden für die Dauer der Geschäftsbeziehung sowie den Zeitraum kaufmännischer und steuerlicher 
Aufbewahrungsfristen, üblicherweise zehn Jahre ab dem Ende des Kalenderjahres, in dem der jeweilige 
Leistungsaustausch stattfand, aufbewahrt. Nach Ablauf dieses Zeitraums wird der Auftragnehmer die Daten umgehend 
vernichten bzw. löschen. 

4. Für den Zeitraum der Aufbewahrung ist der jeweils Betroffene jederzeit berechtigt, um Auskunftserteilung über seine 
bei dem Auftragnehmer gespeicherten Daten zu ersuchen. 

5. Der Betroffene kann darüber hinaus jederzeit die Berichtigung oder Löschung einzelner personenbezogener Daten 
sowie eine Beschränkung der Datenverarbeitung verlangen bzw. der Datenverarbeitung widersprechen, soweit dies 
dem berechtigten Interesse des Auftragnehmers an der Fortsetzung der Datenverarbeitung, insbesondere vor dem 
Hintergrund der Vertragsdurchführung sowie der o.g. kaufmännischen und steuerlichen Aufbewahrungsfristen, nicht 
entgegensteht. Zudem steht dem Betroffenen ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu. Die weiteren Rechte des 
Betroffenen ergeben sich aus Art. 15-23 EU-DSGVO. 

6. Der Betroffene ist berechtigt, sich bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu beschweren, wenn er der Ansicht ist, dass 
die Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten nicht rechtmäßig erfolgt. Die Kontaktdaten der für den 
Auftragnehmer zuständigen Aufsichtsbehörde lauten: Landesbeauftragte für Datenschutz und Informationsfreiheit 
Nordrhein-Westfalen, Frau Helga Block, Kavalleriestraße 2-4, 40213 Düsseldorf, Tel: 0211-384240, Mail: 
poststelle@ldi.nrw.de 

7. Bezüglich etwaiger personenbezogener Daten Dritter, die gegebenenfalls in oder an den in die Behälter eingefüllten 
Materialien enthalten oder angebracht sind (z.B. Adressaufkleber auf Altpapier und Kartonagen, Daten auf Elektro-Alt-
Geräten), wurden die jeweils Betroffenen von dem Auftraggeber auf ihre jeweilige Eigenverantwortung im Hinblick auf 
die eigenständige Löschung, Unkenntlichmachung oder anderweitige Vernichtung personenbezogener Daten 
hingewiesen. Ist der Auftraggeber selbst Betroffener im Sinne des Datenschutzes, wird ihm ein entsprechender Hinweis 
hiermit durch den Auftragnehmer erteilt. Hat der Auftraggeber den Auftragnehmer insoweit nicht ausdrücklich (auch) 
rechtswirksam mit einer Auftragsverarbeitung i.S.v. Art. 28 EU-DSGVO beauftragt, haftet der Auftragnehmer für etwaige 
Verstöße gegen datenschutzrechtliche Vorgaben weder gegenüber den Betroffenen noch gegenüber dem 
Auftraggeber. Der Auftraggeber stellt den Auftragnehmer von allen Ansprüchen wegen etwaiger Verletzung 
datenschutzrechtlicher Vorgaben, sei es von privaten Dritten oder behördlicherseits, frei. 

§ 14 Erfüllungsort, Gerichtsstand, anzuwendendes Recht 

Erfüllungsort und Gerichtsstand auch für Scheck- und Wechselklagen unter Kaufleuten ist ausschließlich der Sitz des 
Auftragnehmers. Alle vom Auftragnehmer abgeschlossenen Verträge unterliegen dem deutschen Recht. Das gilt auch für 
ausländische Auftraggeber. 

§ 15 Salvatorische Klausel 

1. Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Textform, sofern nichts anderes 
vereinbart ist. 

2. Bei Unwirksamkeit einzelner Vertragsbestandteile bleibt der Vertrag im Übrigen bestehen. Die Vertragsparteien sind 
in diesem Falle verpflichtet, bezüglich der unwirksamen Teile Regelungen zu treffen, die dem wirtschaftlich gewollten 
Ergebnis am nächsten kommen. 

 


